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Zuriſtiſch-Caſuiſtiſches aus dem öſterreichiſchen Ge- 
meinderechte. 
Von J. U. Dr. Rudolf Korb in Prag. 
IE 
Die Answeifung aus der Gemeinde durch die Gemeinde. 


Das Geſetz vom 27. October 1862, R. G. Bl. Nr. 87, zum 
Schutze der perſönlichen Freiheit normirt in ſeinem fünften Paragraphe 
Nachſtehendes: „Niemand kann zum Aufenthalte in einem beſtimmten Orte 
oder Gebiete ohne rechtlich begründete Verpflichtung verhalten linternirt, 
confinirt) werden. — Ebenſo darf Niemand außer den durch 
ein Geſetz bezeichneten Fällen aus einem beſtimmten 
Orte oder Gebiete ausgewieſen werden.“ 

Das Staatsgrundgeſez vom 21. December 1867, R. G. Bl. 
Nr. 142, über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger erklärt im 
Art. 8 das Geſetz zum Schutze der perſönlichen Freiheit als feinen 
Beſtandtheil. 

Das Reichsgeſetz vom 5. März 1862, R. G. Bl. Nr. 18, 
womit die grundſätzlichen Beſtimmungen zur Regelung des Gemeinde⸗ 
weſens vorgezeichnet werden, enthält in Art. III nachſtehende Be⸗ 
ſtimmung: „ueber das Anſuchen eines Auswärtigen um Verleihung 
des Heimatrechtes entſcheidet die Gemeinde. Diefelbe darf jedoch Aus⸗ 
wärtigen, welche ſich über ihre Heimatberechtigung ausweiſen oder 
wenigſtens darthun, daß ſie zur Erlangung eines ſolchen Nachweiſes 
die erforderlichen Schritte gemacht haben, den Aufenthalt in ihrem 
Gebiete nicht verweigern, ſo lange dieſelben mit ihren Angehörigen 
einen unbeſcholtenen Lebenswandel führen und der öffentlichen Mild⸗ 


thätigkeit nicht zur Laſt fallen.“ Die in dem zweiten Abſatze dieſes 
Artikels enthaltene Beſtimmung iſt mit geringen Aenderungen in ſämmt⸗ 
liche auf Grund des Reichsgeſetzes für die einzelnen Königreiche und 
Länder erfloſſene Gemeindeordnungen aufgenommen worden, und zwar 
als § 9 in die Gemeindeordnungen von Dalmatien und Ober-Oeſter⸗ 
reich, als § 10 in die von der Bukowina, Galizien, Iſtrien, Kärnten, 
Krain, Schleſien, Steiermark und Vorarlberg, als § 11 in die von 
Böhmen, Görz, Gradisca, Mähren, Salzburg und Tirol und endlich 
als § 12 in die von Nieder⸗Oeſterreich. 

Die citirten Paragraphe enthalten hierauf mit geringen Ab⸗ 
weichungen den Beiſatz: „Fühlt ſich ein Auswärtiger in dieſer Be⸗ 
ziehung durch eine Verfügung der Gemeinde beſchwert (bedrückt), fo 
kann er ſich um Abhilfe an die politiſche Bezirksbehörde wenden“. 
Der betreffende Paragraph lautet in der G. O. für Böhmen folgen⸗ 
dermaßen: „Die Gemeinde darf Gemeindegenoſſen und Auswärtigen, 
welche ſich über ihre Heimatberechtigung ausweiſen oder wenigſtens 
darthun, daß fie zur Erlangung eines ſolchen Nachweiſes die erfore 
derlichen Schritte gemacht haben, fo lange diefelben der öffeutlichen 
Mildthätigkeit nicht zur Laſt fallen und Letztere mit ihren Angehörigen 
einen unbeſcholtenen Lebenswandel führen, den Aufenthalt in ihrem 
Gebiete nicht verweigern (Art. III des Geſetzes vom 5. März 1862); 
fühlt ſich Jemand in dieſer Beziehung durch eine Verfügung der Ge- 
meinde beſchwert, ſo kann er ſich um Abhilfe an die politiſche Be⸗ 
hörde wenden“. Die G. O für Ober -Oeſterreich enthält im § 9 zu⸗ 
nächſt die wörtliche Wiedergabe des oben erwähnten zweiten Abſatzes 
des Artikels III des Reichsgeſetzes vom 5. März 1862 und hierauf 
Nachſtehendes: „Die Gemeinde darf Gemeindegenoſſen, wenn ſie ſich 
in gleicher Weiſe über ihre Heimatberechtigung ausweiſen, den Aufent- 
halt nur in dem Falle verweigern, wenn ſie der öffentlichen Mild— 
thätigkeit zur Laſt fallen oder wenn ſte wegen eines Verbrechens aus 
Gewinnſucht oder der Uebertretung des Diebſtahls, begangen im Ge— 
meindebezirke, ſchuldig erkannt worden find“. Hierauf kommt der Abſatz 
wegen des Beſchwerderechts. Die G. O. für Mähren bedient ſich ftatt 
des Ausdruckes „Auswärtigen“ des Ausdruckes „Perſonen, wenn ſie 
nicht auch Gemeindeangehörige oder Gemeindebürger find”. 

Hieher gehört endlich auch der erſte Abſatz des Artikels 6 des 
eitirten Staatsgrundgeſetzes (jeder Staatsbürger kann an jedem Orte 
des Staatsgebietes ſeinen Aufenthalt und Wohnſitz nehmen .. .) 
und das Reichsgeſetz vom 27. Juli 1871, R. G. Bl. Nr. 88 in 
Betreff der polizeilichen Abſchaffung und des Schubweſens (Schubgeſetz). 

Wird Irgendwem der Aufenthalt innerhalb eines beſtimmten 
Gebietes unterſagt, fo iſt dies unter allen Umſtänden eine polizei⸗ 
liche Maßregel, nicht nur weil fie einen präventiven und nicht repref- 
ſiven Zweck hat, weßhalb durch fie auch keine vorliegende Rechtsver⸗ 
letzung geahndet werden ſoll und dieſelbe wohl als Folge einer ſtraf⸗ 
gerichtlichen Verurtheilung oder überhaupt einer ſtrafbaren Handlung, 
nicht aber als Strafe eintreten kann, — ſondern auch, weil dieſe 
Maßregel ein Verbot zum Inhalte hat und daher negativer 
Natur iſt. 


Nach der Art der Beſtimmung des verſagten Gebietes ſcheidet 
ſich der Begriff der Aufenthaltsbeſchränkung in den der Abſchaffung 
und Abſchiebung. Wird nämlich das verſagte Gebiet direct beſtimmt, 
ſo gibt dies die Abſchaffung; wird es dagegen indirect in der Art 
beſtimmt, daß feſtgeſetzt wird, in welchem Gebiete der Ausgewieſene 
ſich aufhalten und erſt dadurch, in welchem Gebiete derſelbe 
ſich nicht aufhalten dürfe, jo haben wir die Abſchiebung. Die Ab⸗ 
ſchaffung ſelbſt iſt wieder verſchieden nach dem Umfange des unter 
ſagten Gebietes. Sie kann nach dem § 2 des oben eitirten Schub⸗ 
geſetzes aus einem oder mehreren Orten, aus einem beſtimmten Theile 
der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder oder aus dem 
Geſammtgebiete der im Reichs rathe vertretenen Königreiche und Länder 
erfolgen. Die Ausweiſung aus der Gemeinde ſällt unter den Begriff 
der Abſchaffung. 

Von der Gebundenheit an die Scholle (glebae adscripti) bis 
zur Freizügigkeit der Perſon (Art. 4 des Staatsgrundgeſetzes) entrollt 
ſich vor unſern Augen ein großer Kampf, bevor dieſes „Grundrecht“ 
errungen wurde. War die Beſchränkung des Aufenthaltes auf ein Ge⸗ 
biet die Regel, ſo iſt ſie die durch ſtrenge geſetzliche Cautelen umengte 
Ausnahme geworden. Vergegenwärtigen wir uns den zum Staats- 
grundgeſetze gewordenen Satz: „Ohne rechtlich begründete Verpflichtung 
darf Niemand außer den durch ein Geſetz bezeichneten Fällen aus 
einem beſtimmten Orte oder Gebiete ausgewieſen werden“, ſo will es 
uns auf den erſten Blick bedünken, daß die ganze Ausweiſung aus 
der Gemeinde durch die Gemeinde in der Luft ſchwebt. Nenne man 
uns das Geſetz, welches die Fälle bezeichnet, in welchen die Gemeinde 
(abgeſehen von dem nur für Ober-⸗Oeſterreich geltenden, oben citirten 
zweiten Abſatze des dortigen Ausweiſungsparagrapheu und von der 
Singularität des § 6 des Schubgeſetzes) ausweiſen darf und dadurch 
geſetzlich ermächtigt erſcheint, das ſtaatsgrundgeſetzlich gewährleiſtete 
Grundrecht des freien Aufenthaltes zu beſchränken. Wir haben dieſe 
Geſetze nicht gefunden, wohl aber kennen wir das und die Gemeinde⸗ 
geſetze, aber auch dieſes und dieſe ſagen uns nur mit dürren Worten, 
in welchen Fällen die Gemeinde nicht ausweiſen darf. Wozu nach 
dem 27. October 1862 in jedem einzelnen Lande in beſchränkter Form 
ſagen, was an dieſem Tage pure et plane geſagt wurde? 

Es iſt eine mißliche Sache, ein geſetzlich gewaͤhrleiſtetes Grund⸗ 
recht per contrarium et contradictum zu beſchränken, aber dieſes 
contrarium et contradictum ſteckt gar offenbarlich in dem Gemeinde⸗ 
Ausweiſungs⸗Paragraphen (dies folgt insbeſondere auch aus der cifir- 
ten Beſtimmung für Ober⸗Oeſterreich); die Praxis hat es acceptirt 
und das Schubgeſetz ſanirt, denn es jagt in $ 2 „Das den Gemeinden 
nach den Gemeindegeſetzen zuſtehende Recht der Ausweiſung 
bleibt durch dieſes Geſetz unberührt“. 

Um den wahren Sinn des Ausweiſungsparagraphen zu erhalten, 
müſſen wir daher den Inhalt desſelben umdreben; denn dieſer Para⸗ 
graph der Landesgeſetze will gar nicht ſagen, in welchen Fällen die 
Gemeinde nicht ausweiſen darf, das ſagt ſchon viel einfacher und 
beffer das Geſetz zum Schutze der perlönlichen Freiheit, ſondern er 
will vielmehr eines von jeuen Geſetzen ſein, welche die Fälle bezeichnen, 
in welchen ausgewieſen werden darf. 

Hiernach lautet der Paragraph: 

„Die Gemeinde darf Auswärtigen den Aufenthalt in ihrem 
Gebiete verweigern: 

1. wenn ſie ſich über ihre Heimatberechtigung nicht ausweiſen 
oder wenigſtens nicht darthun, daß fie zur Erlangung eines ſolchen 
Nachweiſes die erforderlichen Schritte gemacht haben, oder 

2. wenn ſie oder Einer ihrer Angehörigen einen beſcholtenen 
Lebenswandel führen oder endlich 

3. wenn ſie oder Einer ihrer Angehörigen der öffentlichen 
Mildthätigkeit zur Laſt fallen. 

Nach den Gemeindeordnungen von Böhmen, Ober-Oeſterreich 
und Mähren darf die Gemeinde in den Fällen 1 und 3 auch Ge⸗ 
meindegenoſſen ausweiſen. Nach der von Ober-Oeſterreich überdies 
wegen beſtimmter ſtrafgerichtlicher Verurtheilungen (hiezu jedoch das 
Reichsgeſetz vom 15. November 1867, R. G. Bl. Nr. 131) und nach 
der für Mähren auch im Falle 2. 

Als Correlat dieſer Beſtimmung erſcheint dann die Feſtſetzung 
der Mehrzahl der Gemeindeordnungen, daß die Gemeindemitglieder “) 


) Oberöſterreich: „Die Gemeindeangehörigen“; Mähren: Die Gemeindean⸗ 
gehörigen und Gemeindebürger“. 
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(alle Perſonen in der Gemeinde, welche nicht Auswärtige ſind) das 
Recht des ungeſtörten Aufenthaltes in der Gemeinde haben, welche 
Feſtſetzung mit Rückſicht auf die citirten grundgeſetzlichen Beſtimmungen 
gegenwärtig überflüſſig geworden iſt. Die G. O. für Böhmen enthält 
in Erwägung des Umftandes, daß nach derſelben der Aufenthalt in 
der Gemeinde auch Gemeindegenoſſen, welche eine Kategorie der Ge⸗ 
meindemitglieder bilden, geſtört werden kann, dieſe Feſtſetzung nicht. 

l Die Gemeindeordnungen ſcheiden die Perſonen in der Ge— 
meinde in Gemeindemitglieder und Auswärtige und nach der über- 
wiegenden Mehrzahl der Gemeindeordnungen zerfallen die Gemeinde 
mitglieder wiederum in Gemeindegenoſſen und Gemeindeangehörige. 
Erſtere ſind im Allgemeinen jene, welche in der Gemeinde eine directe 
Steuer entrichten, wobei nur der Realbeſitz in allen Fällen von dem 
Requiſite des Wohnens in der Gemeinde entbindet. Die Gemeinde⸗ 
angehörigen dagegen ſind jene, welche das Heimatrecht in der Ge— 
meinde beſitzen. 

Sehen wir daher von den Gemeindeordnungen für Böhmen, 
Ober⸗Oeſterreich und Mähren ab, fo ergibt ſich, daß — wie dies 
bereits nach dem Reichsgeſetze vom 17. März 1849, R. G. Bl. 
Nr. 170 der Fall war ($ 25) — das Heimatrecht bei der Aus: 
weiſung aus der Gemeinde durch dieſelbe keine ausſchließliche Function 
mehr hat. Eine ſolche hat es auf dem Gebiete des Aufenthaltsrechtes 
nur mehr inſofern, als nach dem Schubgeſetze die Verweiſung in die 
Zuſtändigkeitsgemeinde das charakteriſtiſche Merkmal der Abſchiebung 
iſt ($ 1) und als nach dem § 2 die Abſchiebung oder Abſchaffung 
einer Perſon aus deren Zuſtändigkeitsgemeinde unſtatthaft iſt. Auf dem 
Gebiete der Gemeinde-Ausweiſung dagegen theilt das Heimatrecht 
dieſe Function mit dem Gemeindegenoſſenſchaftsrechte. 

Anders dagegen nach den drei citirten Gemeindeordnungen, hier 
kann auch der Gemeindegenoſſe ausgewieſen werden und nur der 
Heimatberechtigte kann in keinem Falle durch die Gemeinde aus der 
Gemeinde gewieſen werden, fo daß dieſer Umſtand zu einem aus⸗ 
ſchließlichen Merkmale in dem Begriffe des Heimatrechtes dieſer 
Länder wird. 4 

Daß jedoch die in Rede ſtehenden Gemeindeordnungen hiedurch 
gegen ſämmtliche übrige einen confervativen Standpunkt einhalten, 
iſt nur ſcheinbar; ſo erweitert die G. O. für Tirol den Begriff der 
Auswärtigen (Fremden) bedeutend dadurch, daß ſie unter die Ge⸗ 
meindemitglieder neven den Gemeindeangehörigen und jenen, welche 
ausdrücklich als Gemeindemitglieder aufgenommen werden, nur jene 
zählt, welche die Eigenſchaft eines Gemeindemitgliedes zur Zeit der 
Erlaſſung der G. O. bereits beſaßen und dann jene, welche das Eigen- 
thum unbeweglicher Güter von einem Gemeindemitgliede in auf- und 
abſteigender Verwandtſchaftslinie erwerben. 

Betrachtet man den Effect dieſer, von den in dieſer Richtung 
liberaleren Gemeindeordnungen abweichenden Beſtimmung der G. O. 
für Böhmen *), fo ſchrumpft dieſe Beſonderheit noch mehr zuſammen. 
Der Gemeindegenoſſe darf nämlich nicht wegen beſcholtenen Lebens— 
wandels ſondern nur wegen Verarmung ausgewieſen werden. Aber 
abgeſehen davon, daß dieſer Ausweiſungsgrund beim Gemeindegenoſſen 
von vornherein viel ſeltener eintreten wird, wird in der Wirklichkeit 
auch dort, wo er aus dieſem Grunde nach dem Ausweiſungspara⸗ 
graphen der betreffenden Gemeindeordnungen nicht ausgewieſen werden 


) Mit Rückſicht auf die Aufgabe diefer Abhandlung als einer juriſtiſch⸗caſu⸗ 
iſtiſchen, iſt der Verfaſſer genöthigt, ſich von hier ab lediglich an eine der beſtehenden 
Gemeindeordunngen zu halten, als welcher derſelbe die G. O. für Böhmen wählt. Die 
für die Landeshauptſtädte und anderen bedeutenderen Städte beſtehenden eigenen Sta⸗ 
tute, welche fait fammtlich aus dem J 1850 datiren, konnten als Singulargeſetze von 
vornherein dieſer Abhandlung nicht zu Grande gelegt werden. Uebrigens beruht auch 
in dieſer das Ausweiſungsrecht auf den gleichen Grundſätzen: Nach der G. O. für 
Prag vom 27. April 1850 unterſcheidet man in der Gemeinde 1. Gemeindeglieder 
2. Fremde. Die Gemeindeglieder ſind: a) Gemeindeangehörige, b) Gemeindebürger. 
($ 6). Fremde in der Gemeinde find jene, welche, ohne Gemeindeglieder zu fein, ſich in 
der Gemeinde aufhalten (§ 27). Fremden kann, wenn ſie ſich über ihre Zuſtändigkeit 
durch einen nicht erloſchenen Heimatſchein ausweiſen, ſo lange ſie ſich entſprechend 
verhalten, und die Mittel zu ihrer Erhaltung beſitzen, der zeitliche Aufenthalt in der 
Gemeinde von derſelben nicht verweigert werden. Verweigert die Gemeinde den 
Aufenthalt und hält ſich der Fremde hiedurch beſchwert, ſo kann er ſich um Abhilfe 
an den Kreispräſidenten (an deſſen Stelle ift der Statthalter getreten) wenden. (§ 34.) 
Die wörtlich gleichen Beſtimmungen enthält in den $$ 3 21 und 28 die G. O. für 
Reichenberg vom 15. December 1850 als die einzige Stadt, welche in Böhmen neben 
Prag ein eigenes Statut hat. (Jedoch lautet der Abſaß über das Beſchwerderecht: 
Fühlt ſich ein Fremder in dieſer Beziehung durch einen Gemeindebeſchluß beſchwert, 
ſo kann er ſich um Abhilfe an den Bezirkshauptmann wenden.) 


kann, ſeines Bleibens in der Gemeinde, wo er der öffentlichen Mild- 
thätigkeit zur Laſt fällt, gegen den Willen der Gemeinde nahezu aus⸗ 
nahmslos nicht ſein. Denn die Wohnorts- oder Aufenthaltsgemeinde 
iſt nur im Falle und für die Dauer des augenblicklichen Bedürfniſſes 
verpflichtet, in ihr nicht heimatberechtigte Arme zu unterſtügen ($ 28 
des Reichsgefetzes vom 3. December 1863) und dieſer Pflicht kann 
fie ſich auch durch die Ausweiſung nicht entſchlagen; die Unterſtützung 
über das augenblickliche Bedürfniß hinaus liegt der Heimatgemeinde 
ob, welche zu dieſer Unterſtüzung nur in ihrem Gebiete verpflichtet 
iſt und nur in ſeltenen Fällen wird ſie ſich bereit finden, den Ver⸗ 
armten in der fremden Gemeinde zu belaſſen und ihn dort zu unter- 
ſtützen. Hter hängt daher das fernere Verbleiben von dem Willen 
der Heimatgemeinde und nicht von dem des Verarmten ab. 

Eine andere Frage tft die, ob Bürger und Ehrenbürger (Ehren— 
mitglieder) ausgewieſen werden können. Und hier gibt uns das Geſetz 
das Recht, die eigenthümliche Behauptung aufzuſtellen, daß es aller⸗ 
dings Fälle gibt, in welchen nicht einmal das Bürgerrecht in der Ge⸗ 
meinde vor der Ausweiſung ſchützt. 

Der $ 8 der G. O. für Böhmen ſetzt den Begriff des Bürgers 
dahin feſt, daß derſelbe beftimmt: „In Städten und Märkten ſind 
Bürger diejenigen, welche bisher das Bürgerrecht durch Verleihung 
der Gemeinde erhalten haben und in der Folge jene Gemeindeange⸗ 
hörigen, welche es in gleicher Weiſe erwerben.“ Das Bürgerrecht iſt 
nunmehr ein höchſt perſönliches, es wird nunmehr nur durch Ver⸗ 
leihung erworben, auf keine Weiſe mehr durch Vererbung. Anders das 
G. G. von 1849, dieſes kennt noch einen Fall des Erwerbs durch 
Vererbung, nämlich durch den Erwerb von Realitäten in einer Ges 
meinde in Folge des Erbrechts in auf⸗ oder abſteigender inte. 

Iſt es daher ein hoͤchſt perſönliches nach ſeinem Erwerbe, ſo iſt 
es nunmehr auch ein ſolches nach ſeinem Verluſte, welches dem Bürger 
ſo anklebt, daß die neue G. O. den Verluſt desſelben gar nicht mehr 
kennt. Anders die Gemeindeangehörigkeit, welche nach ausdrücklicher 
Beſtimmung des Reichsgeſetzes vom 3. December 1863 jedesmal ver⸗ 
loren geht, wenn eine neue erworben wird. 


Zunächſt unterliegt es daher nach dem Wortlaute des Geſetzes 
gar keinem Zweifel, daß jene Bürger, welche es zur Zeit der Erlaſſung 
der neuen G. O. bereits waren, das Heimatrecht in einer andern 
Gemeinde erwerben können, dadurch das Heimatrecht in der Gemeinde, 
in welcher ſie Bürger ſind, verlieren, aber das Bürgerrecht nicht ver⸗ 
lieren und daher als ſolche ausgewieſen werden können. 

Dasſelbe iſt der Fall mit der zweiten Kategorie von Bürgern, 
da eben in Folge deſſen, daß die G. O. den Verluft des Bürgerrechtes 
nicht kennt, der Paſſus „jene Gemeindeangehörige, welche es in gleicher 
Weiſe erwerben“ nur ſo interpretirt werden kann, daß nur Gemeinde⸗ 
angehörige das Bürgerrecht erwerben können, keineswegs aber ſo, daß 
jene zweite Kategorie von Bürgern, welche es noch nicht zur Zeit 
des Inslebentretens der neuen G. O. waren, nur ſo lange Bürger 
bleiben, als ſie Gemeindeangehörige ſind; denn dieſer Paſſus beſagt 
nichts anderes, als daß in der Zeit nach der Erlaſſung der G. O. 
Bürger derjenige Gemeindeangehörige iſt, welchem ausdrücklich das 
Bürgerrecht verliehen wird, ſagt aber keineswegs, daß wenn er es 
einmal iſt, er aufhöre, es zu ſein, wenn er die Gemeindeangehörigkeit 
verliert. Anders das Geſetz von 1849, welches die Bürger ausdrücklich 
unter die Gemeindeglieder zählt. r 

Jene welche behaupten wollen, daß der Bürger jederzeit Ge— 
meindeangehöriger jet und daher das Bürgerrecht gleichzeitig mit dem 
Heimatrechte verloren gehe, werden auch noch auf den § 1 der Ge— 
meindewahlordnung vom 16. April 1864 hinweiſen, deſſen Punkt 2 
ſagt: „Wahlberechtigt find 2. Unter den Gemeindeangehörigen a die 
Bürger“, jedoch mit Unrecht, denn damit iſt nur geſagt, daß der Bürger 
nur dann wahlberechtigt iſt, wenn er zugleich Gemeindeangehöriger 
iſt. Nach dem klaren Wortlaute des $ 6 der G. O. zählt nun jener 
Bürger welcher weder Gemeindeangehöriger noch Gemeindegenoſſe iſt, 
zu den auswärtigen und unterliegt daher wie dieſer der Ausweiſung. 

Dem werden die Gegner den § 10 der G. O. entgegen halten 
und damit alles für abgethan halten, daß dieſer Paragraph im Ge⸗ 
ſetze die Aufſchrift „Rechte und Pflichten der Gemeindemitglieder“ 
trägt und im Abſatze 3 beſtimmt „den Bürgern bleibt der Anſpruch 
auf die für fie beſonders beſtehenden Stiftungen und Anſtalten vor⸗ 
behalten. Aber gemach, hier kommt uns unſere Surifteret zu Hilfe 


welche den Aufſchriften der Geſetze neben dem Contexte nur die Function 
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des Interpretationsmittels zugeſteht, welche als Dogma hinſtellt daß 
dort, wo Aufſchrift und Context im Widerſpruche mit einander ſtehen, 
nur der Context maßgebend iſt, da der Context im § 6 klar ausſpricht 
daß die Bürger, welche weder Gemeindeangehörige noch Gemeinde⸗ 
genoſſen find, Auswärtige find („Alle übrigen Perſonen in der 
Gemeinde“), ſo kann ſolche Bürger der Kopf des § 10 auf keinen 
Fall zu Gemeindemitgliedern machen. 

Wie wenig ſich die Begriffe von Bürger und Gemeindeange⸗ 
höriger decken, folgt endlich auch daraus, daß über die Frage des 
Bürger⸗ und des Heimatrechtes verſchiedene Organe abzuſprechen haben, 
in Fragen des Bürgerrechts ſind die autonomen Organe, in denen des 
Heimatrechts die ſtaatlichen Organe competent. Noch ſchlechter geht es 
in Böhmen den Ehrenbürgern und Ehrenmitgliedern, dieſe haben ſich 
hier nicht brav aufgeführt, und ſo hat das Landesgeſetz vom 18 April 
1869, L. G. Bl. Nr. 45 den Abſatz 4 des § 10 der G. O. einfach 
geſtrichen, dieſer Abſatz lautete: „Die Ehrenbürger und Ehrenmitglieder 
haben als ſolche die Rechte der Gemeindegenoffen ohne die Verpflich⸗ 
tungen derſelben zu theilen“. Nun kommt es vor, daß in einer Ge— 
meinde zwei entgegengeſetzte politiſche Parteien um die Majorität in 
der Gemeindevertretung hart kämpfen; hat nun die Gemeindevertretung 
einer Parteiſchattirung eine ihrer politiſchen Größen zum Ehrenbürger 
erhoben, ſo kann, wenn bei der nächſten Wahl die Gegenpartei ans 
Ruder gelangt, es leicht geſchehen, daß der diplomirte Ehrenbürger 
das Weichbild ſeiner Ehrenbürgergemeinde gar nicht betreten darf, 
weil er ſich ja ſchon dadurch in den Augen der herrſchenden Partei 
beſcholten gemacht hat, daß er von der Gegenpartei zum Ehrenbürger 
gemacht wurde. 

Betreffs der Staatsbürgerſchaft macht der Ausweiſungsparagraph 
keinen Uuterſchied. Der Ausländer iſt jedoch nicht jederzeit Auswär⸗ 
tiger, ſondern derſelbe kann auch Gemeindegenoſſe ſein. Eine Modifi⸗ 
cation tritt hier inſofern ein, als die Frage auftaucht, wie beim Aus⸗ 
länder der Nachweis über die Heimatberechtigung zu verſtehen ſei, 
wovon weiter unten die Rede ſein wird. 


(Fortfetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Herſtellung einer neuen Holzeinplankung eines Holzplatzes an 
Stelle der beſtandenen alten Holzeinplankung bedarf es keines poli⸗ 
zeilichen Bauconſenſes. 


Karl F beſitzt in N. einen Holzplatz, der von der Gärtner- 
und Holzgaſſe begrenzt wird. Dieſer Holzplatz ſtand lange unbenützt; 
erſt in letzterer Zeit vermiethete ihn F. und aus dieſem Anlaſſe ließ 
er die alte verfallene Einplankung niederreißen und eine neue hölzerne 
Planke herſtellen, wobei genau dieſelben Dimenſionen des Holzplatzes 
eingehalten wurden und nur die Planke gegen die Gärtnergaſſe hiebei 
um einige Schuh erhöht worden iſt. Am 19. Juni 1873 und am 
2. Juli desſelben Jahres erließ die Gemeinde N. an F. den ſchrift⸗ 
lichen Auftrag, die ohne Bewilligung neu hergeſtellte Planke an der 
Seite der Gärtner⸗ und Holzgaſſe ohne Weiteres zu beſeitigen und 
in die mit dem Miniſterialerlaſſe vom 11. April 1873, 3. 14593 
beſtimmte Regulirungs⸗ und Baulinie zurückzuverſetzen. Dieſe beiden 
Aufträge waren mit dem § 22 der niederoͤſterr. Bauordnung vom 
Jahre 1866 begründet, wornach bei jedem Neu-, Zus oder Umbau 
an einer öffentlichen Straße vorerſt die Baulinie und das Niveau 
zu ermitteln und auf eine entſprechende Erweiterung der Gaſſe oder 
des Platzes hinzuwirken iſt. 

F. recurrirte gegen dieſe zwei Aufträge an die Bezirksbaupt⸗ 
mannſchaft, indem er betonte, daß der Holzplatz von jeher eingeplankt 
war und daß er zur unabweislichen Wiederherſtellung der verfallenen 
Planke auf der alten Stelle keinen Bauconſens nach § 1 der Bau⸗ 
Ordnung brauche; da er auch nicht zu bauen beabſichtige, To hätte 
er nicht nothwendig gehabt, um die Beſtimmung der Baulinie ein⸗ 
zuſchreiten. 

Die Bezirkshauptmannſchaft hat die beiden gemeindeaͤmtlichen 
Verfügungen vollinhaltlich beſtätigt, weil die Herſtellung der neuen 
Planke erwieſen ſei, alſo ein Umbau in der eigentlichen techniſchen 
Bedeutung des Wortes wie im Sinne des Geſetzes ſtattgefunden 


habe, wozu nach § 1 der Bau⸗Ordnung die Bewilligung der Ges | 


meinde und nach § 22 die Beſtimmung der 
zuſuchen war. 

Die Statthalterei beſtätigte die recurrirten Entſcheidungen mit 
der Motivirung, daß die Verfügung der Unterbehörden im Geſetze 
begründet ſei, auch keine rückſichtswürdigen Gründe vorliegen. 

Das Miniſterium des Innern hat über Beſchwerde des Karl F. 
die Entſcheidung der Statthalterei, ſowie jene der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft und der Gemeindevorſtehung von N. behoben und erkannt, daß 
Recurrent zu der Verſetzung der von ihm aufgeführten neuen Planken 
nicht verhalten werden könne und zwar aus folgenden Gründen: „Der 
$ 1 der niederöſterr. Ban-Ordnung vom Jahre 1866, L. G. Bl. 
Nr. 14 erfordert eine gemeindeämtliche Bewilligung nur zur Führung 
von Neu-, Zu⸗ und Umbauten, ſowie zu weſentlichen Ausbeſſerungen 
und Abänderungen an beſtehenden Gebäuden. Von einem Neu-, Zu: 
oder Umbau im Sinne des $ 1 der Bau- Ordnung kann bei der 
Wiederherſtellung einer verfallenen Holzplanke aber nicht die Rede 
fein. Dieſe Wiederherſtellung fällt aber auch nicht unter den im 8 1 
enthaltenen und durch Beiſpiele erörterten Begriff einer „weſentlichen 
Ausbeſſerung oder Abänderung, weil die Einplankung eines Holz⸗ 
platzes nicht als ein Hauptbeſtandtheil eines Gebäudes ange ⸗ 
ſehen werden kann. Auch $ 18 der Bau- und $ 6 der Straßen⸗ 
polizei⸗Ordnung für Nieder⸗Oeſterreich findet hier keine Anwendung 
weil die Planken an Gemeindeſtraßen liegen und nicht zur Ein⸗ 
zäunung von Wieſen oder Aeckern dienen. F. war daher berechtigt, 
die alte Holzplanke mit Einhaltung der bisherigen Dimenſionen des 
Holzplatzes durch eine neue auch ohne vorherige Einholung des Con⸗ 
ſenſes der Gemeindevorſtehung auszuführen und es tritt hier auch 
nicht die Beſtimmung des § 22 der Bauordnung ein. 1 


Baulinie unbedingt nach⸗ 


Zur Behördencompetenz in im politiſchen Wege auszutragenden 
ienſtboten⸗ und Arbeiter: Angelegenheiten. 


In Bezug auf die Auffaſſung der Competenz in Dienſtboten⸗ 
und Arbeiter⸗Angelegenheiten hat das Miniſterium des Innern unterm 
27. November 1873, 3. 6663 der Statthalterei in Galizien Nach- 
ſtehendes bekannt gegeben. 

1. „Die Anſicht der Statthalterei, daß die politiſchen Behörden 
zur Handhabung der auf Dienſt- und Lohnſtreitigkeiten zwiſchen Land⸗ 
und Forſtwirthen und ihren land- und forſtwirthſchaftlichen Hilfs⸗ 
arbeitern und Taglöhnern bezugnehmenden Miniſterialverordnung vom 
15. März 1860, R. G. Bl. Nr. 73 unter den in dieſer Verordnung 
angegebenen Bedingungen auch derzeit competent ſind, wird vom 
Miniſterium des Innern als geſetzlich begründet gebilligt. Deun in 
der damit im Grunde a. h. Entſchließung vom 1. März 1860 nor⸗ 
mirten Competenz der politiſchen Behörden zur Entſcheidung von 
Streitigkeiten privatrechtlicher Natur aus ſolchen Arbeiterverhältniſſen 
iſt ſeither eine Aenderung nicht eingetreten. Nach § 27 ad g der 
galiziſchen Gem. Ord. gehört zum ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſe 
der Gemeinde die Arbeiterpolizei. Darunter iſt nur die adminiſtrativ⸗ 
polizeiliche Seite des Arbeiterweſens, nicht aber auch die Com petenz 
zur Entſcheidung der oberwähnten Streitigkeiten verſtanden, weil in 
demſelben Abſatze zwiſchen Geſindepolizei und Handhabung der Dienſt⸗ 
botenordnung unterſchieden wird, daher eine Analogie von Dienit- 
ſtreitigkeiten zwiſchen Dienſtgebern und Dienſtboten auf ſolche zwiſchen 
den in der obigen Miniſterialverordnung ex 1860 beſprochenen Ar- 
beitgebern und Arbeitnehmern unzuläaͤſſig iſt. 

2. Das Miniſterium des Innern theilt die von der Statt⸗ 
halterei vertretene Anſicht, daß in Fällen, wo bei Handhabung der 
Miniſterialverordnung vom 7. December 1856, R. G. Bl. Nr. 224, 
welche aus dem Dienſtverhältniſſe oder dem Lohnvertrage herrührende 
Streitigkeiten zwiſchen Dienſtgebern und Dienſtboten betrifft, der 
nunmehr nach der Gemeindegeſetzgebung competente Gemeindevorſtand, 
beziehungsweiſe der Vorſteher des Gutsgebietes befangen erſcheint, 
die politiſche Bezirksbehörde das Amt zu handeln hat. Denn durch 
die Beſtimmung des § 27 ad g der polizeilichen Gemeindeordnung 
iſt in derlei mit der oben berufenen Miniſterialverordnung zur Eom⸗ 
petenz der politiſchen Behörden überwieſenen Streitigkeiten eine Aende⸗ 
rung inſoferne eingetreten, als danach nicht nur die Geſindepolizei, 
ſondern auch die Handhabung der Dienſtbotenordnung zum felbſtſtändigen 
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Wirkungskreiſe der Gemeinde und nach § 7 des Geſetzes über die 
Gutsgebiete auch zum ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſe des Gutsgebietes 
gehört. Wenn aber in einzelnen Fällen die Gemeinde, beziehungs⸗ 
weiſe der Vorſtand des gutsherrlichen Gebietes wegen Befangenheit 
dieſe Gerichtsbarkeit nicht ausüben kann, ſo erübrigt nichts anderes, 
als für dieſe Fülle die in der bezogenen Miniſterialverordnung vor⸗ 
gefehene Competenz der politiſchen Behörden wieder eintreten zu 
laſſen, um in der Gewährung des Rechteſchutzes in dieſen Angelegen⸗ 
heiten nicht einen Uebelſtand zu veranlaffen. Durch die vom Landes: 
ausſchuſſe in Ausſicht genommene Delegirung eines anderen Gemeinde— 
vorſtandes oder Vorſtandes des gutsherrlichen Gebietes könnte in 
dieſer Richtung keine Abhilfe geſchaffen werden, weil für eine ſolche 
Maßregel der Delegirung eines anderen autonomen Verwaltungs⸗ 
körpers jeder geſetzliche Anhaltspunkt mangelt und dieſelbe dem Be— 
griffe und dem Weſen des ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſes zuwiderläuft. 
3. Findet das Miniſterium des Innern gegen die Anſicht der 
Statthalterei nichts zu erinnern, daß die Competenz der autonomen 
Behörden erſter Inſtanz in Uebertretungsfällen der Dienſtbotenordnung 
nach Analogie der Beſtimmungen der Strafproceßordnung, hingegen 
in den ſonſtigen in der Miniſterialverordnung vom 7. December 1856 
R. G. Bl. Nr. 224 vorgeſehenen Fällen nach Analogie der Juris⸗ 
dictionsnorm (k. Patent vom 20 November 1852, R. G. Bl. Nr. 
251) feſtgeſtellt erſcheine.“ St. 


Verordnung. 


Erlaß des Minifteriums des Innern vom 28. Juli 1874, 3. 11422 in Betreff 
Inſtradirung unbemittelter öſterr. ungar. Staatsangehöriger aus den unteren 
Donaulündern bis zur öſterr. Reichsgrenze mittelſt Eiſenbahn. 


Laut einer Mittheilung des k. und k. Miniſteriums des Aeußern vom 21. Jult 
l. J., Z. 11.264 Il, haben in Folge der Verweigerung der freien Fahrt für unbemit⸗ 
telte öſterr.-ungariſche Staatsangehörige auf den Schiffen der J. k. priv. Donau⸗ 
Dampfſfchifffahrts⸗Geſellſchaft, die k. und k. Conſularämter in Bukareſt, Odeſſa. 
Ruſtſchuk und Tultſcha die Weiſung erhalten, die Inſtradirungen ſolcher unbemittelten 
öſterr.ungar. Staatsangehörigen zur Sommerszeit in gleicher Weiſe wie im Winter, 
wenn die Donau unfahrbar iſt, nämlich mittelft Eiſenbahn bis zur Reichsgrenze zu 
bewerkſtelligen. 

Die Sorge für die Weiterbeförderung vom Grenzpunkte angefangen bleibt 
den competenten Organen nach den beſtehenden Geſetzen überlaſſen. 

Hievon beehre ich mich Hochdenſelben zur Kenntnißnahme und gefälligen 
weiteren Veranlaſſung die Mittheilung zu machen. 


2 
Perſon alien. 


Seine Majeſtät haben dem kaiſerl. Rathe Joſef Wieſer v. Mi hrenheim 
in Brünn den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirksſeeretär Joſef Baroch in Czaslau das 
goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Gemeindevorſteher zu 
Sem baj das filberne Verdienstkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat dem Bezirkscommiſſär Ferdinand Sy rziſtie 
zum Bezirkshauptmann in der Bukowina ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Adjuncten der nieder⸗oſter. Finanzprocuratur 
Dr. Alın Thomas zum Secretär daſelbſt ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat die für Böhmen für das Bureau des Landeseultur— 
rathes ſyſtemiſirte Seeretärſtelle dem bisher mit der Supplirung dieſer Stelle betrauten 
Ferdinand Hiller verliehen. 

78 ᷣ — — . ̃ j7‚—— — — — —— 
Erledigungen. 


Bezirksſecretärsſtelle bei der Reichenberger Bezirkshauptmannſchaft in der 
zehnten Rangsclaſſe, bis Ende October. (Amtsblatt Nr. 224.) 

Förſtersſtelle bei der Stadtgemeinde Wiener-Neuftadt mit 900 fl. Beſoldung, 
Naturalwohnung, Holzdeputat ꝛc. bis 15. October. (Amtsblatt Nr. 225.) 

Kanzliſtenſtlle im k. k. Handelsminiſterium in der eilften Rangsclaſſe, bis 
Ende October. (Amtsblatt Nr. 225.) 

Conceptsprakticantenſtelle bei der ſteiermärkiſchen Finanz⸗Landes⸗Direction 
mit 500 fl. Adjutum, bis Ende October. (Amtsblatt Nr. 226.) 

Statthaltereiſecretärsſtelle bei der Innsbrucker Statthalterei in der achten 
Rangsclaſſe, bis 20. October. (Amtsblatt Nr. 226.) 
Findelkinderarztesſtelle für Brezowa und Bukotz mit Jahrespauſchale von 
800 fl. und ſür Miava und Turoluka mit einem Pauſchale von 400 fl. jährlich, bis 
Ende November. (Amtsblatt Nr. 227.) 

Rechnungeführersſtelle bei der k. k. chemiſch⸗phyſiologiſchen Verſuchsſtation für 
Wein- und Obſtbau in Klosterneuburg mit der zehnten Rangsclaſſe und 160 fl. Acti- 
vitätszulage, bis 15. October. (Amtsblatt Nr. 228.) 


Horodylow Haraſym 
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